
HEFT 1
ABSCHNITT 1: HINWEISE FÜR BIETER 
ABSCHNITT I:
HINWEISE FÜR BIETER
VERÖFFENTLICHUNGSNUMMER: ____________________
Durch Abgabe eines Angebots akzeptiert der Bieter die den Vertrag regelnden Besonderen und Allgemeinen Bedingungen vollständig und ohne Einschränkung als einzige Grundlage dieses Ausschreibungsverfahrens, unabhängig von seinen eigenen Verkaufsbedingungen, auf die er hiermit verzichtet. Die Bieter müssen alle Anweisungen, Formulare, Auftragsbedingungen und Spezifikationen, die in diesen Ausschreibungsunterlagen enthalten sind, sorgfältig prüfen und beachten. Angebote, die nicht alle verlangten Informationen und Unterlagen enthalten und/oder nicht innerhalb der festgelegten Frist eingereicht werden, werden abgelehnt. Auf die Ausschreibungsunterlagen bezogene eventuelle Vorbehalte im Angebot können nicht berücksichtigt werden; solche Vorbehalte können eine sofortige Ablehnung des Angebots ohne weitere Bewertung zur Folge haben.
Die vorliegenden Hinweise erläutern die Regelungen für die Angebotsabgabe, die Auswahl des Bieters und die Durchführung der Aufträge, die im Rahmen dieser Ausschreibung finanziert werden, gemäß den Bestimmungen des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen, das für diese Ausschreibung Geltung hat (im Internet verfügbar unter: http://ec.europa.eu/europeaid/work/procedures/index_en.htm).
Hinweise zum Ausfüllen dieser Standardhinweise für Bieter:
Wenn Text in spitzen Klammern < ... > angegeben ist, tragen Sie die für die betreffende Aufforderung zur Angebotsabgabe relevanten Informationen ein.
Sätze in eckigen Klammern [ ] sind nur bei Bedarf einzufügen, grau hinterlegte Absätze sollten nur in Ausnahmefällen geändert werden, je nach den Anforderungen des betreffenden Ausschreibungsverfahrens.
Alle übrigen Teile dieser Standardhinweise dürfen in keiner Weise geändert werden. Vergessen Sie bitte nicht, in der endgültigen Fassung der jeweiligen Hinweise für Bieter diesen Absatz, den übrigen gelb hervorgehobenen Text und alle Klammern zu löschen.
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ALLGEMEINER TEIL
1 ALLGEMEINE HINWEISE
1.1. Die Bieter müssen ein Angebot für die Gesamtheit der gemäß den Ausschreibungsunterlagen erforderlichen Bauleistungen einreichen. Angebote für unvollständige Lose werden nicht angenommen.
1.2 In Übereinstimmung mit den anwendbaren Bestimmungen für die Teilnahme an Ausschreibungsverfahren erhalten lokale Bieter keinen Vorzug.
1.3 Zeitplan:
	
	DATUM
	UHRZEIT *

	Besprechung zur Klärung von Fragen
	< Datum >
	< Uhrzeit >


	Ortsbesichtigung
	< Datum >
	< Uhrzeit >


	Letzter Termin für Anfragen beim öffentlichen Auftraggeber zur Klarstellung
	< 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebots​abgabe >
	< Uhrzeit >

	Letzter Termin für die Abgabe von Klarstellungen durch den öffentlichen Auftraggeber
	< Datum 11 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebots​abgabe >
	-

	Letzter Termin für die Angebotsabgabe
	< Datum >
	< Uhrzeit >

	Sitzung zur Angebotseröffnung
	< Datum >
	< Uhrzeit >

	Benachrichtigung des erfolgreichen Bieters über die Zuschlagserteilung
	< Datum spätestens 90 Tage nach Ablauf der Frist für die Angebots​abgabe > 
	-

	Unterzeichnung des Vertrags
	< Datum spätestens 150 Tage nach Ablauf der Frist für die Angebots​abgabe > 
	-



* Alle Zeitangaben beziehen sich auf die Zeitzone, in der der Staat des öffentlichen Auftraggebers liegt.

 Vorläufiges Datum
2 FINANZIERUNG
Das Projekt wird gemäß den Bestimmungen des Programms < Programm angeben > von der Europäischen Union < kofinanziert/finanziert >.
[Das Projekt wird kofinanziert von < finanzierende Einrichtung angeben >.]
3 TEILNAHME
3.1 [HAUSHALTSPLAN:
Teilnahmeberechtigt in diesem Ausschreibungsverfahren sind alle juristischen Personen, [die entweder allein oder im Rahmen einer Gruppe (Konsortium) von Bietern teilnehmen], deren Geschäftssitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Land oder Gebiet der Regionen liegt, die von den spezifischen Instrumenten des Programms < ........ >, aus dem der Auftrag finanziert wird, abgedeckt und/oder zugelassen sind. Alle Bauleistungen, Lieferungen und Dienstleistungen müssen ihren Ursprung in einem oder mehreren dieser Länder haben. Ebenso sind internationale Organisationen teilnahmeberechtigt. Die Teilnahme natürlicher Personen hängt von den spezifischen Instrumenten des Programms ab, aus dem der Auftrag finanziert wird.]
[EEF:
Die Teilnahme an diesem Ausschreibungsverfahren steht gleichermaßen natürlichen und juristischen Personen (die entweder allein oder im Rahmen einer Gruppe (Konsortium) von Bietern teilnehmen) aus AKP-Staaten und Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie internationalen Organisationen offen, die von dem betreffenden Instrument des Programms, aus dem der Auftrag finanziert wird, zugelassen sind. Alle Bauleistungen, Lieferungen und Dienstleistungen müssen ihren Ursprung in einem oder mehreren dieser Länder haben.]
3.2 Diese Bedingungen beziehen sich auf alle Bürger der betreffenden Staaten und auf alle Rechtsträger, Unternehmen oder Personengesellschaften, die nach dem in diesen Staaten geltenden bürgerlichen Recht, Handelsrecht und öffentlichen Recht gegründet worden sind oder diesem Recht unterliegen und deren satzungsmäßiger Sitz oder Hauptverwaltungs- oder Hauptgeschäftssitz in diesem Staat liegt. Wenn ein Rechtsträger, ein Unternehmen oder eine Personengesellschaft jedoch nur den satzungsmäßigen Sitz in diesem Staat hat, so muss ihre Geschäftstätigkeit eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft dieses Staates aufweisen. Die Bieter müssen ihre Rechtsstellung nachweisen.
3.3 Die in den Unterpunkten 3.1 und 3.2 ausgeführten Anforderungen für die Teilnahme an Ausschreibungen gelten für alle Mitglieder eines Jointventures oder Konsortiums sowie für alle Unterauftragnehmer und Lieferanten des Bieters. Jeder Bieter, jedes Mitglied eines Jointventures oder Konsortiums sowie jeder Unterauftragnehmer und jeder Lieferant, der mehr als 10 % der Leistungen erbringt, muss versichern, dass er die genannten Bedingungen erfüllt, und muss seine Teilnahmeberechtigung durch ein Dokument, dessen Datum nicht länger als ein Jahr vor der Frist für die Angebotsabgabe liegt und das gemäß nationalem Recht oder gemäß nationaler Praxis ausgestellt wurde, oder durch Kopien der Originaldokumente nachweisen. Diese Nachweise müssen Angaben zur Satzung/zum Gesellschaftsvertrag und/oder zur Rechtsstellung enthalten sowie den Eintragungsort und/oder den satzungsmäßigen Sitz und, sofern abweichend, die Hauptverwaltung angeben. Der öffentliche Auftraggeber kann andere ausreichende Nachweise für die Erfüllung dieser Bedingungen akzeptieren.
3.4 Natürliche Personen, Gesellschaften oder Unternehmen, die sich in einer Situation befinden, die in Abschnitt 2.3.3 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen aufgeführt ist, sind von der Teilnahme am Ausschreibungsverfahren und von der Auftragsvergabe ausgeschlossen. Bieter müssen eine Erklärung vorlegen, in der sie bestätigen, dass sie sich in keiner der zum Ausschluss führenden Situationen befinden, die in Abschnitt 2.3.3 dieses Handbuchs aufgeführt sind. Alle Mitglieder eines Jointventures/Konsortiums müssen eine solche Erklärung unterzeichnen. Gegen Bieter, die falsche Erklärungen abgegeben haben, können außerdem finanzielle Sanktionen sowie ein Ausschluss gemäß Abschnitt 2.3.4 des Handbuchs verhängt werden.
3.5 Die Ausführungen in Unterpunkt 3.4 in Bezug auf die zum Ausschluss führenden Situationen gelten für alle Mitglieder eines Jointventures oder Konsortiums sowie für alle Unterauftragnehmer und Lieferanten eines Bieters.
3.6 Die für die Vergabe an Unterauftragnehmer zulässige Obergrenze ist auf 30 % des Angebotswerts festgesetzt. 

[Nur EEF: Bei der Auswahl von Unterauftragnehmern sind natürliche Personen, Unternehmen oder Firmen der AKP-Staaten vom Auftragnehmer zu bevorzugen, die in der Lage sind, die geforderten Leistungen zu vergleichbaren Bedingungen zu erbringen.]
4 JEWEILS NUR EIN ANGEBOT PRO BIETER
Ein Unternehmen darf für denselben Auftrag nicht sowohl als einzelner Bieter als auch als Mitglied eines Jointventures oder Konsortiums ein Angebot abgeben. Wenn ein Bieter für ein und denselben Auftrag mehrere Angebote vorlegt oder sich an mehreren Angeboten beteiligt, kann dies zum Ausschluss aller betreffenden Angebote für diesen Auftrag führen, an denen dieser Bieter beteiligt ist. Ein und dasselbe Unternehmen darf als Unterauftragnehmer in verschiedenen Angeboten nur dann auftreten, wenn dies aufgrund der Besonderheiten des Marktes gerechtfertigt ist und vom öffentlichen Auftraggeber genehmigt wurde.
5 KOSTEN FÜR ANGEBOTE
5.1. Sämtliche Kosten für die Erstellung und Einreichung der Angebote sind vom Bieter zu tragen. Unabhängig vom Verlauf oder vom Ergebnis des Ausschreibungsverfahrens kann der öffentliche Auftraggeber in keinem Fall für die Übernahme dieser Kosten verantwortlich oder haftbar gemacht werden.
5.2. Der öffentliche Auftraggeber ist weder verantwortlich für noch deckt er Aufwendungen oder Verluste, die dem Bieter durch Ortsbesichtigungen und Inspektionen oder aufgrund anderer Aspekte seines Angebots entstanden sind.
6 BAUSTELLENINSPEKTION
6.1. < Dem Bieter wird dringend empfohlen/der Bieter ist verpflichtet >, eine Besichtigung und Inspektion der Baustelle und der Umgebung vorzunehmen, um auf eigene Verantwortung, eigene Kosten und eigenes Risiko die Faktoren zu beurteilen, die er für die Erstellung seines Angebots und zur Unterzeichnung des Bauauftrags benötigt. [Datum, Uhrzeit und Ort sind Punkt 13 der Bekanntmachung zu entnehmen.]
6.2. Eine Besprechung zur Klärung von Fragen und/oder eine Ortsbesichtigung durch den öffentlichen Auftragnehmer ist < vorgesehen/nicht vorgesehen > [Datum, Uhrzeit und Ort sind Punkt 13 der Bekanntmachung zu entnehmen].
6.3. [Das Protokoll der < Besprechung zur Klärung von Fragen und der Ortsbesichtigung/Ortsbesichtigung > wird auf der Website von EuropeAid veröffentlicht. Als Nachweis der Teilnahme erhalten die Bieter eine Bescheinigung über ihre Ortsbesichtigung.]
AUSSCHREIBUNGSUNTERLAGEN
7 INHALT DER AUSSCHREIBUNGSUNTERLAGEN
Die Ausschreibungsunterlagen bestehen aus den in der Aufforderung zur Angebotsabgabe aufgeführten Dokumenten.
Der Bieter haftet ausschließlich dafür, dass er die Ausschreibungsunterlagen mit der angemessenen Sorgfalt prüft, einschließlich der für die Inspektion verfügbaren Entwurfsunterlagen und etwaiger Änderungen der Ausschreibungsunterlagen während der Ausschreibungsfrist, und dass er zuverlässige Auskünfte über alle Bedingungen und Pflichten erhält, die in irgendeiner Weise den Umfang oder die Art des Angebots oder die Ausführung der Bauleistungen betreffen. Falls der Bieter erfolgreich ist, ist jeder Anspruch auf eine Änderung des Angebotsbetrags unzulässig, der durch Fehler oder Versäumnisse im Hinblick auf die oben dargelegten Pflichten des Bieters begründet wird.
8 ERLÄUTERUNG DER AUSSCHREIBUNGSUNTERLAGEN
8.1. Die Bieter können ihre Fragen bis 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe schriftlich an nachstehende Anschrift richten, unter Angabe der Veröffentlichungsnummer und der Auftragsbezeichnung:
< Ansprechpartner >
< Anschrift >
< Fax >
< E-Mail >
Nach diesem Zeitpunkt ist der öffentliche Auftraggeber nicht mehr zu Klarstellungen verpflichtet.
Der öffentliche Auftraggeber muss alle Fragen von Bietern bis spätestens 11 Tage vor dem letzten Termin für den Eingang der Angebote beantworten.
8.2. Die Fragen und Antworten werden auf der Website von EuropeAid unter https://webgate.ec.europa.eu/europeaid/online-services/index.cfm?do=publi.welcome veröffentlicht [gegebenenfalls weitere Medien angeben].
9 ÄNDERUNG DER AUSSCHREIBUNGSUNTERLAGEN
9.1. Der öffentliche Auftraggeber kann die Ausschreibungsunterlagen ändern, wobei Änderungen bis spätestens 11 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe zu veröffentlichen sind.
9.2. Jede veröffentlichte Änderung ist Bestandteil der Ausschreibungsunterlagen und wird auf der Website von EuropeAid unter https://webgate.ec.europa.eu/europeaid/online-services/index.cfm?do=publi.welcome veröffentlicht [gegebenenfalls weitere Medien angeben].
9.3. Der öffentliche Auftraggeber kann gegebenenfalls die Frist für die Angebotsabgabe in Übereinstimmung mit Punkt 18 verlängern, damit den Bietern genügend Zeit zur Verfügung steht, um die Änderungen in ihren Angeboten zu berücksichtigen.
ERSTELLUNG DER ANGEBOTE
10 SPRACHE DER ANGEBOTE
10.1. Das Angebot, alle mit dem Angebot zusammenhängenden Schreiben und Dokumente, die zwischen dem Bieter und dem öffentlichen Auftraggeber gewechselt werden, müssen in der Verfahrenssprache, verfasst sein. Alle Schreiben in Verbindung mit Zahlungen, einschließlich Rechnungen sowie Zwischen- und Abschlusszahlungsanweisungen, müssen dem öffentlichen Auftraggeber ebenfalls in englischer Sprache übermittelt werden.
10.2. Sofern Begleitunterlagen nicht in einer der Amtssprachen der Europäischen Union verfasst sind, ist eine Übersetzung in die Sprache beizufügen, in der die Ausschreibung verfasst ist. Liegen diese Unterlagen in einer der Amtssprachen der EU vor, die nicht die Verfahrenssprache ist, wird jedoch dringend empfohlen, eine Übersetzung in die Sprache vorzulegen, in der die Ausschreibung verfasst ist, um die Bewertung der Unterlagen zu erleichtern.
11 INHALT UND EINREICHUNG DER ANGEBOTE
11.1. Die Angebote müssen die folgenden Bedingungen erfüllen:
11.1.1. Die Angebote müssen die in Punkt 12 unten angegebenen Dokumente und Informationen enthalten.
11.1.2. Das Angebot ist von einer oder mehreren Personen zu unterzeichnen, die aufgrund der gemäß Formular 4.3 in Heft 1 Abschnitt 4 der Ausschreibungsunterlagen vorgelegten Vollmacht dazu bevollmächtigt sind.
11.1.3. Die betreffenden Seiten der in Punkt 12 angegebenen Dokumente sind wie angegeben zu unterzeichnen.
11.1.4. Der Bieter muss alle Dokumente einreichen, die gemäß den Bestimmungen der Ausschreibungsunterlagen erforderlich sind. Alle Dokumente müssen ausnahmslos die vorliegenden Bedingungen und Bestimmungen genau erfüllen und dürfen keine Änderungen durch den Bieter enthalten. Angebote, die die Anforderungen der Ausschreibungsunterlagen nicht erfüllen, können abgelehnt werden.
11.2. [Die Bauleistungen sind nicht in Lose unterteilt./Falls die Bauleistungen in Lose unterteilt wurden, kann der Bieter ein Angebot für < ein einzelnes Los, mehrere Lose oder alle Lose > abgeben.]
11.2.1. Jedes Los bildet einen eigenen Auftrag, und die für die verschiedenen Lose angegebenen Mengen sind unteilbar. Der Bieter muss ein Angebot für die für jedes Los angegebene(n) Gesamtmenge(n) abgeben. Angebote für einen Teil der erforderlichen Mengen werden in keinem Fall berücksichtigt.
11.2.2. [Der Bieter kann in sein Angebot den gesamten Preisabschlag aufnehmen, den er gewährt, falls er für einige oder alle der Lose, für die er ein Angebot abgegeben hat, den Zuschlag erhält. Der Preisabschlag ist für jedes Los eindeutig und in der Weise anzugeben, dass er während der öffentlichen Sitzung zur Angebotseröffnung bekannt gegeben werden kann.]
11.2.3. [Falls Bauleistungen nicht in Lose unterteilt wurden, müssen sich die Angebote auf die angegebenen Gesamtmengen beziehen.]
11.2.4. [Die Zuschlagserteilung erfolgt einzeln für jedes Los, jedoch muss der öffentliche Auftraggeber unter Berücksichtigung der angebotenen Preisabschläge die günstigste Gesamtlösung wählen.]
12
VOM BIETER EINZUREICHENDE INFORMATIONEN UND DOKUMENTE
An die Anforderungen der Ausschreibungsunterlagen anzupassen
12.1 Alle Angebote müssen die folgenden Informationen und ordnungsgemäß ausgefüllten Dokumente enthalten:
12.1.1 Angebotsformular und Anhang entsprechend den Formularen in Heft 1 Abschnitt 2
12.1.2 Dokumentation entsprechend dem Fragebogen in Heft 1 Abschnitt 4, einschließlich aller beigefügten Formulare
12.1.3 Mengenansatz/Aufschlüsselung des Gesamtpreises, detaillierte Preisaufschlüsselung, in der in Heft 4 angegebenen Form
12.1.3.1 Es wird davon ausgegangen, dass die im Abschnitt der detaillierten Preisaufschlüsselung in Heft 4 eingetragenen Preise auf der Grundlage der Bedingungen ermittelt wurden, die 30 Tage vor dem festgesetzten letzten Termin für die Angebotsabgabe in Kraft waren. Die Preisaufschlüsselung ist zu verwenden, sofern sie im Rahmen des Auftrags benötigt wird, insbesondere zur Angabe der Koeffizienten für die Anwendung der in Artikel 48 Absatz 2 der Besonderen Bedingungen angegebenen Preisanpassungsformeln.
Für Angebote unter dem internationalen Schwellenwert (5 000 000 EUR) muss der öffentliche Auftraggeber von den Bietern die im Abschnitt der detaillierten Preisaufschlüsselung in Heft 4 geforderten Informationen nicht unbedingt verlangen. Jedoch werden die in der detaillierten Preisaufschlüsselung angeführten Koeffizienten in den in Artikel 48 Absatz 2 der Besonderen Bedingungen angegebenen Preisanpassungsformeln verwendet. Somit bedeutet die Entscheidung, keine detaillierte Preisaufschlüsselung zu verlangen, dass der öffentliche Auftraggeber die eigene Preisanpassungsformel verwendet.
12.1.4 Cashflow-Rechnungen
12.1.5. Kopien der aktuellsten Dokumente mit Angaben zu Organigramm, Rechtsstellung und Eintragungsort des Hauptsitzes des Bieters, eine Vollmacht der betreffenden Person, aus der hervorgeht, dass diese zur Unterzeichnung des Angebots und aller zugehörigen Unterlagen bevollmächtigt ist. Diese Dokumente müssen den Formularen in Heft 1 Abschnitt 4 der Ausschreibungsunterlagen entsprechen:
[Entsprechend dem Fragebogen in Heft 1 Abschnitt 4 auszufüllen]
· Allgemeine Informationen über den Bieter (Formular 4.1),
· Organigramm (Formular 4.2),
· Vollmacht (Formular 4.3).
12.1.6. Nachweis, aus dem hervorgeht, dass die liquiden Mittel und der Zugang zu Kreditfazilitäten für diesen Auftrag angemessen sind, was durch einen von einem Wirtschaftsprüfer geprüften Finanzbogen über die letzten drei Jahre zu belegen ist. Dieser Nachweis ist unter Verwendung von Formular 4.4, Finanzbogen, in Heft 1 Abschnitt 4 der Ausschreibungsunterlagen zu erbringen.
12.1.7. Finanzplanung für die kommenden zwei Jahre. Diese Informationen sind entsprechend dem Formular 4.4, Finanzbogen, in Heft 1 Abschnitt 4 der Ausschreibungsunterlagen vorzulegen.
12.1.8 Formular „Finanzangaben“ (Formular 4.5 a, Heft 1) und Formular „Rechtsträger“ (Formular 4.5 b, Heft 1). Hat der Bieter bereits einen anderen Vertrag mit der Europäischen Kommission abgeschlossen, kann er statt der Formulare und den begleitenden Unterlagen entweder die erhaltenen Aktennummern eintragen oder Kopien der für den damaligen Vertrag ausgefüllten Formulare beilegen, sofern in der Zwischenzeit keine Änderung eingetreten ist.
12.1.9. Angaben über die technischen Qualifikationen des Bieters. Diese Angaben müssen entsprechend den Formularen in Heft 1 Abschnitt 4 der Ausschreibungsunterlagen vorgelegt werden und Folgendes umfassen:
· Darstellung der Organisation des Bieters, einschließlich der Gesamtzahl der Beschäftigten (Formular 4.6.1.1);
· eine Liste des für die Ausführung des Auftrags vorgesehenen Personals mit Lebensläufen der wichtigsten Mitarbeiter (Formulare 4.6.1.2 und 4.6.1.3);
· eine Liste der Anlagen für die Ausführung des Auftrags. Die Beschreibungen müssen nachweisen, dass der Bieter in der Lage ist, die Bauleistungen zu erbringen, und sollten u. a. Folgendes enthalten:
· < Grabenbagger
· Entwässerungsanlage
· Betonmisch- und ‑gießanlage
· Krane und Hebeausrüstung ... >
Vom Bieter ist anzugeben, ob die betreffende Ausrüstung sein Eigentum oder gemietet ist oder von einem Unterauftragnehmer eingesetzt wird. Dem Angebot sind Unterlagen des Herstellers beizufügen, in denen die Ausrüstung vollständig beschrieben wird (Formular 4.6.2).
· eine Liste der für das Bauvorhaben vorgesehenen Bau- und Betriebsstoffe mit Angabe ihres Ursprungs;
· ein Arbeitsprogramm mit einer kurzen Beschreibung der wichtigsten Tätigkeiten (Formular 4.6.3), aus dem der Ablauf und der vorgeschlagene Zeitplan für die Durchführung der Arbeiten hervorgeht. Insbesondere sollten die zu errichtenden vorläufigen und endgültigen Bauwerke aufgeführt werden. Der Bieter muss die vorherrschenden Witterungsverhältnisse berücksichtigen und die Anforderungen zur Erstellung von Plänen und zur Einholung von Baugenehmigungen vor der Ausführung der Bauarbeiten beachten. Des Weiteren ist vom Bieter ein umfassender Bauablaufplan (Method Statement), gegebenenfalls mit Zeichnungen, vorzulegen, aus dem die für die Ausführung der Bauleistungen vorgeschlagenen Verfahren hervorgehen. Insbesondere sind vom Bieter die Anzahl, die Art und die Kapazitäten der Anlagen und des Personals anzugeben, die er für die Ausführung der wichtigsten Arbeiten vorsieht.
· ein grafischer Arbeitsplan (Balkendiagramm), der die Zeiten und Aufgaben enthält, die den Mitarbeitern für diesen Auftrag zugewiesen sind (Formular 4.6.3);
· Daten zu den Unterauftragnehmern und Prozentsatz der als Unteraufträge vergebenen Bauleistungen (Formular 4.6.3);
· Nachweis der entsprechenden Erfahrung bei der Ausführung von Bauleistungen ähnlicher Art, einschließlich Art und Wert der betreffenden Aufträge, sowie laufende Arbeiten und vertraglich zugesicherte Arbeiten (Formular 4.6.4). Der Nachweis sollte Erfahrungen als Hauptauftragnehmer in der erfolgreichen Ausführung von mindestens < x > Bauprojekten ähnlicher Art und Komplexität wie die im Angebot abdeckten Bauleistungen während der letzten < x > Jahre enthalten.
· Informationen über das vorgeschlagene Hauptbüro vor Ort, sofern zutreffend (Formular 4.6.3);
· Überblick über das/die eingesetzte(n) Qualitätssicherungssystem(e) (Formular 4.6.7);
· Informationen über Bieter, die Mitglieder eines Jointventures oder Konsortiums sind, sofern zutreffend (Formular 4.6.5);
· Einzelheiten zu den bisherigen Rechtsstreitigkeiten des Bieters über die letzten < x > Jahre (Formular 4.6.6);
· Angaben zur Unterbringung der Aufsicht und zu den der Aufsicht bereitgestellten Einrichtungen (Formular 4.6.8);
· weitere Informationen (Formular 4.6.9).
12.1.10. Nachweise, Erklärungen und Verpflichtungen gemäß den Punkten 3.1 bis 3.6 oben. Diese Dokumente müssen alle Mitglieder eines Jointventures/Konsortiums sowie alle Unterauftragnehmer und Lieferanten des Bieters, wie angegeben, abdecken.
12.1.11 Sofern keine andere vertragliche Vereinbarung getroffen wurde, müssen alle im Rahmen des Auftrags gelieferten Materialien und Ausrüstungen sowie erbrachten Dienstleistungen ihren Ursprung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Land oder Gebiet der Regionen haben, die von den spezifischen Instrumenten des in Punkt 3.1 oben angegebenen Programms abgedeckt und/oder zugelassen sind. Vom Bieter ist eine von seinem Vertreter unterzeichnete Verpflichtung vorzulegen, in der die Einhaltung dieser Bestimmung zugesichert wird.
[HAUSHALTSPLAN: „Ursprung“ in diesem Sinn ist der Ort, an dem die Materialien und/oder Ausrüstungen abgebaut, angebaut, erzeugt oder hergestellt bzw. von dem aus die Dienstleistungen erbracht werden. Der Warenursprung ist gemäß dem Zollkodex der Gemeinschaften oder gemäß internationalen Übereinkünften zu bestimmen, die das betreffende Land unterzeichnet hat.
[EEF: In diesem Zusammenhang bestimmt sich der Begriff „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ nach den einschlägigen internationalen Übereinkünften, insbesondere Protokoll 1 in Anhang V des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens; zu den Erzeugnissen mit Ursprung in der EU gehören auch Erzeugnisse mit Ursprung in den überseeischen Ländern, Gebieten und Departements.]
12.1.12 Änderungen (sofern zutreffend)
12.1.13 [Die Bietungsgarantie ist optional für lokal durchgeführte Ausschreibungsverfahren: Die Bietungsgarantie ist in der in Heft 1 Abschnitt 3 angegebenen Form vorzulegen.]
12.1.14. [Bei obligatorischer Ortsbesichtigung: Alle Bieter müssen ihrem Angebot die Bescheinigung über die von ihnen durchgeführte Ortsbesichtigung beifügen.]
12.2 Damit ein Bieter bei der Auftragsvergabe berücksichtigt wird, muss er einen Nachweis darüber erbringen, dass er die Auswahlkriterien erfüllt. Dieser Nachweis ist in Form der in Unterpunkt 12.1 oben beschriebenen Informationen und Dokumente sowie zusätzlich in jeder anderen vom Bieter gewünschten Form zu liefern.
Bei Angeboten, die von einem Konsortium eingereicht werden, gelten diese Auswahlkriterien für das Konsortium als Ganzes, sofern nichts anderes angegeben ist.
Die Auswahlkriterien für jeden Bieter lauten wie folgt:
Die Auswahlkriterien sind klar und nicht diskriminierend festzulegen und dürfen nicht über den Auftragsumfang hinausgehen. Der Bezugszeitraum darf für die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit sowie für die berufliche Leistungsfähigkeit nicht mehr als die vergangenen drei Jahre und für die technische Leistungsfähigkeit nicht mehr als fünf Jahre umfassen. Es ist sorgfältig zu überlegen, welche Nachweise für die relevanten Auswahlkriterien verlangt werden sollen. Siehe dazu Abschnitt 2.4.12 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen.
Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit des Bewerbers:
Ziel dieses Kriteriums ist es, festzustellen, ob der Bewerber (bzw. bei Bewerbungen eines Konsortiums das Konsortium als Ganzes):
· wirtschaftlich nicht vom öffentlichen Auftraggeber abhängig ist, falls er/es den Zuschlag erhält; und 
· genügend finanzielle Stabilität besitzt, um den vorgeschlagenen Auftrag durchzuführen.
Beispiele der finanziellen Kriterien:
· Der durchschnittliche Jahresumsatz des Bieters muss in den vergangenen drei Jahren mindestens < ..... > < EUR/Landeswährung > betragen haben.
· Wenn es sich um einen einzelnen Bieter handelt, muss er Zugang zu ausreichenden Kredit- und anderen Finanzierungsfazilitäten haben, um den erforderlichen Cashflow für die Laufzeit des Auftrags abzudecken. In jedem Fall muss der verfügbare Kreditbetrag das Äquivalent von < ..... > < EUR/Landeswährung > überschreiten.
(a) < Bezugskriterium >
(b) usw.
Technische und berufliche Leistungsfähigkeit des Bewerbers:
Ziel dieses Kriteriums ist es, festzustellen, ob der Bieter:
· über ausreichend Personal, Fachwissen und Erfahrung verfügt, um den vorgeschlagenen Auftrag durchzuführen;
· nicht ein so genannter „Body-Shop“ ist, d. h. ein Bewerber, der nicht über echtes Fachwissen in den mit dem Auftrag verwandten Bereichen verfügt, sondern lediglich Sachverständige ermittelt und vorschlägt, die zu der Projektbeschreibung passen.
Beispiele der beruflichen und technischen Kriterien:
· Der Bieter muss während der letzten < x > Jahre mindestens < x > Projekte ähnlicher Art und Komplexität und mit einem vergleichbaren Wert durchgeführt haben wie die im Angebot abdeckten Bauleistungen. Der öffentliche Auftraggeber behält sich das Recht vor, Kopien der entsprechenden von der Aufsicht oder vom öffentlichen Auftraggeber unterzeichnete Endabnahmebescheinigungen für die betreffenden Projekte zu verlangen.
· Der Bieter muss mindestens 70 % der vertraglich vereinbarten Bauleistungen mit eigenen Ressourcen ausführen, d. h. er muss über die Ausrüstung, das Material, die Humanressourcen und die finanziellen Mittel verfügen, die zur Ausführung dieses prozentualen Anteils des Auftrags notwendig sind.
· Wenn der Bieter das federführende Mitglied eines Jointventures oder Konsortiums ist, muss er in der Lage sein, mindestens 50 % der vertraglich vereinbarten Bauleistungen aus eigenen Mitteln auszuführen.
· Wenn der Bieter Mitglied (nicht das federführende Mitglied) eines Jointventures oder Konsortiums ist, muss er in der Lage sein, mindestens 10 % der vertraglich vereinbarten Bauleistungen aus eigenen Mitteln auszuführen.
· Alle wichtigen Mitarbeiter des Bieters müssen über eine entsprechende Erfahrung von mindestens < x > Jahren und über nachweisbare Qualifikationen im Bereich von Bauleistungen ähnlicher Art wie die in diesem Projekt geforderten verfügen.
(a) < Bezugskriterium >
(b) usw.
Ein Wirtschaftsteilnehmer kann gegebenenfalls für einen bestimmten Auftrag auf die Leistungsfähigkeit anderer Unternehmen verweisen, unabhängig davon, welche rechtlichen Beziehungen zwischen ihm und diesen Unternehmen bestehen. In diesem Fall muss er dem öffentlichen Auftraggeber belegen, dass er für die Ausführung des Auftrags über die notwendigen Mittel verfügen wird, z. B. durch Beibringung der Verpflichtungserklärung der betreffenden Unternehmen, ihm diese Mittel zur Verfügung zu stellen. Derartige Einheiten und Gebilde, z. B. das Mutterunternehmen des Wirtschaftsteilnehmers, müssen dieselben Teilnahmevoraussetzungen, insbesondere die Regel der Staatsangehörigkeit, erfüllen wie der Wirtschaftsteilnehmer selbst.
12.3 Angebote, die von Unternehmen in einer Partnerschaft in Form eines Jointventures oder Konsortiums eingereicht werden, müssen außerdem die folgenden Anforderungen erfüllen:
· Das Angebot muss für jedes Mitglied des Jointventures/Konsortiums alle in Unterpunkt 12.1 genannten Informationen sowie die Übersichtsdaten für die Ausführung der Bauleistungen durch den Bieter enthalten.
· Das Angebot ist in der Weise zu unterzeichnen, dass es für alle Mitglieder rechtsverbindlich ist. Eines der Mitglieder ist als federführendes Mitglied zu ernennen, wobei diese Ernennung durch Vorlage einer Vollmacht zu bestätigen ist, die von den die einzelnen Mitglieder vertretenden rechtlich bevollmächtigten Unterzeichnern unterzeichnet wird. Siehe Formular 4.6.5 in Heft 1 und Angebotsformular.
· Alle Mitglieder des Jointventures/Konsortiums sind verpflichtet, während des gesamten Ausführungszeitraums des Auftrags in diesem Jointventure/Konsortium zu verbleiben. Siehe Erklärung im Angebotsformular.
Angebote unter 5 000 000 EUR:
[Für Angebote unter 5 000 000 EUR ist kein urkundlicher oder sonstiger Nachweis der finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit erforderlich, wie dies in Punkt 12.2 dieser Hinweise für Bieter gefordert wird. Werden diese Nachweise jedoch nicht vorgelegt, ist eine Vorfinanzierung erst dann möglich, wenn eine finanzielle Sicherheit in gleicher Höhe geleistet wird.]
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ANGEBOTSPREISE
13.1. Die Währung des Angebots ist < Euro/Landeswährung > 
.
13.2. Der Bieter muss einen Mengenansatz/eine Aufschlüsselung des Gesamtpreises in < Euro/Landeswährung > vorlegen. Der Angebotspreis muss die Gesamtheit der Bauleistungen gemäß ihrer Beschreibung in den Ausschreibungsunterlagen abdecken. Alle Summen im Mengenansatz/in der Aufschlüsselung des Gesamtpreises, im Fragebogen und in anderen Dokumenten sind ebenfalls in dieser Währung anzugeben, ausgenommen davon sind Bankauszüge und Jahresabschlüsse im Original.
13.3. Der Bieter muss alle Posten des Mengenansatzes/der Aufschlüsselung des Gesamtpreises ohne Steuern, Zölle und Einfuhrzölle angeben. Für Posten, für die kein Preis veranschlagt wird, erfolgt keine Zahlung; es wird davon ausgegangen, dass diese Posten durch andere Posten im Mengenansatz abdeckt sind.
13.4. Die zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe geltenden Steuern, Zölle und Einfuhrzölle sind vom Bieter separat in < Euro/Landeswährung > aufzuführen.
13.5. Ein vom Bieter angebotener Preisabschlag muss im Mengenansatz/in der Aufschlüsselung des Gesamtpreises in Heft 4 eindeutig angegeben sein und im Angebotsformular in Heft 1 Abschnitt 1.2 ausgewiesen werden. Der Preisabschlag ist für den Preis ohne Steuern sowie für die Gesamtheit der Bauleistungen anzugeben.
13.6. Sofern der Bieter einen Preisabschlag anbietet, ist der Preisabschlag auf jeder Zwischenzahlungsanweisung aufzuführen; der Preisabschlag muss auf derselben Grundlage wie im Angebot berechnet werden.
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BINDEFRIST DER ANGEBOTE
14.1. Die Angebote bleiben für einen Zeitraum von 90 Tagen nach Ablauf der in der Bekanntmachung oder der Aufforderung zur Angebotsabgabe festgesetzten oder in Übereinstimmung mit den Punkten 9 und/oder 18 geänderten Frist für die Angebotsabgabe gültig.
14.2. In Ausnahmefällen kann der öffentliche Auftraggeber die Bieter vor Ablauf der ursprünglichen Bindefrist ersuchen, die Bindefrist um einen bestimmten Zeitraum, jedoch höchstens 40 Tage, zu verlängern. Dieses Ersuchen sowie die Antworten darauf müssen schriftlich erfolgen. Ein Bieter kann dieses Ersuchen ohne Verlust seiner Bietungsgarantie ablehnen. Bieter, die dieser Verlängerung zustimmen, dürfen ihre Angebote nicht ändern und müssen ihre Bietungsgarantien entsprechend verlängern.
14.3. Der erfolgreiche Bieter ist für weitere 60 Tage an sein Angebot gebunden. Diese weiteren 60 Tage schließen sich an die Bindefrist an, ungeachtet des Zeitpunkts der Benachrichtigung.
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BIETUNGSGARANTIE
15.1. [Als Bestandteil seines Angebots muss der Bieter eine Bietungsgarantie in der in Heft 1 Abschnitt 3 der Ausschreibungsunterlagen angegebenen Form oder in einer anderen vom öffentlichen Auftraggeber akzeptierten Form leisten, die die in Heft 1 Abschnitt 3 dargelegten grundlegenden Anforderungen erfüllt. Die Bietungsgarantie muss auf einen Betrag über < in der Bekanntmachung angeführter Betrag > lauten. Das Original der Bietungsgarantie ist dem Original des Angebots beizufügen.
15.2. Die Bietungsgarantie kann in Form einer Bankgarantie, eines Bankwechsels, eines bestätigten Schecks, einer von einer Versicherungs- und/oder einer Kautionsversicherungsgesellschaft abgegebenen Bürgschaftserklärung oder eines auf den öffentlichen Auftraggeber ausgestellten unwiderruflichen Akkreditivs beigebracht werden.
15.3. Die Bietungsgarantie muss bis 45 Tage nach der Bindefrist des Angebots, einschließlich etwaiger Verlängerungen, gültig sein und dem öffentlichen Auftraggeber für den erforderlichen Betrag gestellt werden.
15.4. Die Bietungsgarantien der nicht erfolgreichen Bieter sind zusammen mit dem Informationsschreiben, in dem dem Bieter mitgeteilt wird, dass er nicht erfolgreich war, zurückzugeben.
15.5. Die Bietungsgarantie des erfolgreichen Bieters ist freizugeben, sobald der Bieter den Vertrag unterzeichnet und die erforderliche Erfüllungsgarantie vorgelegt hat.]
[Die Bietungsgarantie ist optional für lokal durchgeführte Ausschreibungsverfahren: Eine Bietungsgarantie ist nicht erforderlich.]
16
NEBENANGEBOTE
[Nebenangebote sind nur zulässig, wenn eine Ausnahmeregelung eingeräumt wurde, um das wirtschaftlich günstigste Angebot als Zuschlagskriterium zu verwenden. Siehe Punkt 24.
Nebenangebote werden nicht berücksichtigt.]
[Falls Nebenangebote zulässig sind:
16.1. Die Bieter müssen ein Angebot abgeben, das die Anforderungen der Ausschreibungsunterlagen erfüllt. Lässt die Aufforderung zur Angebotsabgabe Nebenangebote zu, müssen in den technischen Spezifikationen und dem Bewertungsbogen die dafür geltenden Auftragsteile, Grenzen und wesentlichen Bedingungen spezifiziert werden. Hat der Bieter den Wunsch, technische Nebenangebote einzureichen, kann er dies tun. Der öffentliche Auftraggeber berücksichtigt nur Nebenangebote des Bieters, der das die Anforderungen erfüllende niedrigste Angebot einreicht. Nebenangebote sind in einem gesonderten inneren Umschlag einzureichen und müssen klar und deutlich als „Nebenangebot“ gekennzeichnet sein.
16.2. Die Nebenangebote müssen alle erforderlichen Einzelheiten für eine eingehende Bewertung enthalten, zum Beispiel Zeichnungen, Konstruktionsberechnungen, technische Spezifikationen, Mengenansätze und vorgeschlagene Bauweise.
Jedes Nebenangebot muss folgende Elemente umfassen:
(a) ein besonderes Angebot für das Nebenangebot;
(b) eine Darlegung der Vorzüge des Nebenangebots gegenüber dem ursprünglichen Angebot, einschließlich eines quantifizierbaren Nachweises aller wirtschaftlichen und/oder technischen Vorteile;
(c) die Zeichnungen und Spezifikationen, die für das ursprüngliche Angebot vorgesehen sind und durch das Nebenangebot nicht geändert werden;
(d) die durch das Nebenangebot geänderten Zeichnungen und Spezifikationen;
(e) technische Angaben über die Konzeption des Nebenangebots, gegebenenfalls Zeichnungen und Angaben über die Berechnung.
16.3. Die im Mengenansatz enthaltenen Honorare und Preise müssen die in den Ausschreibungsunterlagen festgelegten Bedingungen erfüllen.
[Der Bieter muss in seinem Nebenangebot klar angeben, welche Zuschläge und Abschläge für jedes Honorar und jeden Preis gelten, falls das Nebenangebot und seine spezifischen Konstruktionsmerkmale vom öffentlichen Auftraggeber angenommen werden. Bei Aufträgen mit Pauschalpreis ist eine Aufschlüsselung des Gesamtpreises nach Posten entsprechend den durch das Nebenangebot bedingten Änderungen beizufügen. Bei Aufträgen mit Einheitspreis muss ein Mengenansatz entsprechend den durch das Nebenangebot bedingten Änderungen beigefügt werden.]
EINREICHUNG DER ANGEBOTE
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VERSIEGELN, KENNZEICHNEN UND EINREICHEN DER ANGEBOTE
17.1. Das vollständige Angebot muss ein Original umfassen, das deutlich als „Original“ gekennzeichnet ist, sowie < ... (aus Gründen der Umweltfreundlichkeit sollten so wenige Kopien wie möglich verlangt werden) > Kopien, die jeweils deutlich als „Kopie“ gekennzeichnet sind. Bei eventuellen Abweichungen der Kopien ist das Original maßgeblich. [Sonstige Spezifikationen für die Einreichung von Angeboten]
17.2. Das technische und das finanzielle Angebot müssen zusammen in einem versiegelten Umschlag enthalten sein. Der Umschlag ist anschließend in einen anderen versiegelten Umschlag/oder ein versiegeltes Paket zu legen, außer wenn aufgrund des Volumens separate technische und finanzielle Angebote für jedes Los erforderlich sind.
17.3. Alle Angebote müssen beim öffentlichen Auftraggeber vor Ablauf der in Punkt 19 oder in der Bekanntmachung angegebenen Frist durch Einschreiben mit Rückschein oder durch persönliche Übergabe gegen eine von < ……………….. > oder seinem Stellvertreter unterschriebene Empfangsbestätigung eingehen.
Das Angebot ist an folgende Anschrift zu senden:
< vollständige Postanschrift des öffentlichen Auftraggebers >
17.4. Alle Angebote, einschließlich der Anhänge und aller Begleitunterlagen, sind in einem versiegelten Umschlag einzureichen, auf dem Folgendes vermerkt ist:
(a) die obige Anschrift;
(b) das Aktenzeichen der Ausschreibung (d. h. die < Veröffentlichungsnummer >);
(c) sofern zutreffend, die Anzahl der Lose, für die ein Angebot abgegeben wird;
(d) der Vermerk „Nicht vor der Sitzung zur Angebotseröffnung öffnen“ in der Sprache, in der die Ausschreibungsunterlagen abgefasst sind, und < dem entsprechenden Satz in der Landessprache >;
(e) der Name des Bieters.
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VERLÄNGERUNG DER FRIST FÜR DIE ANGEBOTSABGABE
Der öffentliche Auftraggeber kann nach eigenem Ermessen die Frist für die Angebotsabgabe verlängern, indem er eine Änderung gemäß Punkt 9 veröffentlicht. In diesem Fall gelten alle auf das in der Bekanntmachung angegebene ursprüngliche Datum bezogenen Rechte und Pflichten des öffentlichen Auftraggebers und des Bieters für das neue Datum.
19
ZU SPÄT EINGEGANGENE ANGEBOTE
19.1. Alle Angebote, die nach Ablauf der in der Bekanntmachung oder in den vorliegenden Hinweisen angegebenen Frist für die Einreichung der Angebote eingehen, werden vom öffentlichen Auftraggeber aufbewahrt. Die betreffenden Bietungsgarantien werden den Bietern zurückgegeben.
19.2. Für Angebote, die nach Ablauf der Frist eingehen, kann keine Haftung übernommen werden. Zu spät eingegangene Angebote werden abgelehnt und keiner Bewertung unterzogen.
20
ÄNDERUNG ODER ZURÜCKZIEHUNG VON ANGEBOTEN
20.1. Die Bieter können ihr Angebot durch schriftliche Mitteilung vor Ablauf der obenstehenden Frist für die Angebotsabgabe ändern oder zurückziehen. Nach diesem Zeitpunkt sind keine Änderungen des Angebots mehr zulässig. Die Zurückziehung darf nicht an Bedingungen geknüpft sein, und durch Zurückziehen des Angebots wird die Teilnahme am Ausschreibungsverfahren beendet.
20.2. Mitteilungen über die Änderung oder Zurückziehung von Angeboten sind gemäß Punkt 17 abzufassen und einzureichen. Der Umschlag ist mit „Änderung“ bzw. „Zurückziehung“ zu kennzeichnen.
20.3. Wird ein Angebot im Zeitraum zwischen der Frist für die Angebotsabgabe und dem Ablauf der Bindefrist zurückgezogen, hat dies den Verlust der Bietungsgarantie zur Folge.
ERÖFFNUNG UND BEWERTUNG DER ANGEBOTE
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ERÖFFNUNG DER ANGEBOTE
21.1 Bei der Angebotseröffnung wird geprüft, ob die Angebote vollständig sind, ob die erforderliche Bietungsgarantie geleistet worden ist, ob die benötigten Unterlagen ordnungsgemäß beigefügt worden sind und ob die Angebote generell in Ordnung sind.
21.2 Die Angebote werden von dem zu diesem Zweck ernannten Ausschuss in einer öffentlichen Sitzung an dem in Punkt 20 der Bekanntmachung angegebenen Datum und Ort geöffnet. Der Ausschuss erstellt ein Protokoll dieser Sitzung, das den Bietern auf Anfrage zur Verfügung gestellt wird.
21.3 Bei der Angebotseröffnung sind die Namen der Bieter, die Angebotspreise, etwaige angebotene Preisabschläge, schriftliche Mitteilungen über die Änderung oder Zurückziehung von Angeboten, das Vorliegen der verlangten Bietungsgarantie (sofern erforderlich) und gegebenenfalls sonstige Einzelheiten, die der öffentliche Auftraggeber für zweckmäßig hält, bekannt zu geben.
21.4 Nach der öffentlichen Eröffnung der Angebote werden keine Auskünfte über die Prüfung, die Klärung, die Bewertung und den Vergleich von Angeboten sowie über Empfehlungen bezüglich der Zuschlagserteilung erteilt, bis der Zuschlag für den Auftrag erteilt wurde.
Jeder Versuch eines Bieters, den Bewertungsausschuss bei der Prüfung, der Klärung, der Bewertung oder dem Vergleich der Angebote zu beeinflussen, sich Informationen über den Fortschritt des Ausschreibungsverfahrens zu verschaffen oder den öffentlichen Auftraggeber bei seiner Entscheidung hinsichtlich der Zuschlagserteilung zu beeinflussen, führt zur sofortigen Ablehnung seines Angebots.
22
BEWERTUNG DER ANGEBOTE
Der öffentliche Auftraggeber behält sich das Recht vor, von einem Bieter Klarstellungen zu den Teilen seines Angebots zu verlangen, die vom Bewertungsausschuss für die Bewertung des Angebots als notwendig erachtet werden. Dieses Ersuchen sowie die Antworten darauf müssen schriftlich erfolgen. Unter keinen Umständen kann dadurch eine Änderung des Preises oder des Inhalts des Angebots vorgenommen oder versucht werden, mit Ausnahme der Berichtigung von Rechenfehlern, die vom Bewertungsausschuss während der Analyse der Angebote festgestellt wurden.
Der öffentliche Auftraggeber behält sich das Recht vor, die vom Bieter übermittelten Informationen zu prüfen, wenn der Bewertungsausschuss dies als notwendig erachtet.
22.1. Prüfung der Einhaltung der formellen Voraussetzungen der Angebote
In dieser Phase wird geprüft, ob die eingereichten Angebote den wesentlichen Anforderungen der Ausschreibungsunterlagen entsprechen. Dies ist der Fall, wenn alle Bedingungen, Verfahren und Spezifikationen der Ausschreibungsunterlagen ohne erhebliche Abweichungen oder Beschränkungen beachtet sind.
Erhebliche Abweichungen oder Beschränkungen betreffen das Aufgabengebiet, die Qualität oder die Ausführung des Auftrags; es wird erheblich von den Bedingungen der Ausschreibungsunterlagen abgewichen, die vertraglichen Rechte des öffentlichen Auftraggebers oder die vertraglichen Pflichten des Bieters werden beschränkt, oder der Wettbewerb gegenüber den Bietern, die den Anforderungen entsprechende Angebote eingereicht haben, wird beeinträchtigt. Entscheidungen, die festlegen, dass ein Angebot nicht die formellen Voraussetzungen einhält, müssen im Bewertungsprotokoll hinreichend begründet sein.
Der Bewertungsausschuss prüft für jedes Angebot:
· ob es ordnungsgemäß unterzeichnet ist;
· ob ihm eine korrekte Bietungsgarantie beiliegt (falls dies verlangt war);
· ob alle Elemente im Prüfbogen für die Einhaltung der formellen Voraussetzungen korrekt sind;
· ob alle Unterlagen und Informationen vollständig sind;
· ob das Angebot die Anforderungen dieser Ausschreibungsunterlagen im Wesentlichen erfüllt.
Erfüllt ein Angebot die Anforderungen des Prüfbogens für die Einhaltung der formellen Voraussetzungen nicht, kann es vom Bewertungsausschuss bei der Prüfung seiner Zulässigkeit abgelehnt werden.
22.2 Technische Bewertung
Der Bewertungsausschuss bewertet nur die Angebote, die nach Punkt 22.1 als im Wesentlichen zulässig erachtet werden.
Zweck des Bewertungsprozesses ist es, den Bieter zu ermitteln, der zum günstigsten Preis am ehesten in der Lage ist, die Zielsetzungen des öffentlichen Auftraggebers zu erfüllen und das Bauvorhaben innerhalb des Zeitrahmens, unter Beachtung der veröffentlichten Kriterien und im Rahmen des verfügbaren Budgets durchzuführen. Bei der Bewertung der Angebote werden nicht nur die Baukosten berücksichtigt, sondern, in Übereinstimmung mit den technischen Spezifikationen, gegebenenfalls auch die erforderlichen Betriebskosten und Ressourcen (Betriebs- und Wartungsfreundlichkeit). Der öffentliche Auftraggeber prüft die von den Bietern übermittelten Informationen im Detail und trifft seine Entscheidung auf der Grundlage der niedrigsten Gesamtkosten, einschließlich zusätzlicher Kosten.
In dieser Phase des Bewertungsprozesses prüft der Bewertungsausschuss, ob die Angebote die Anforderungen der technischen Spezifikationen erfüllen und stuft sie als „in technischer Hinsicht zulässig“ oder als „in technischer Hinsicht nicht zulässig“ ein.
22.3 Finanzielle Bewertung
Nach der technischen Bewertung werden die finanziellen Angebote auf Rechenfehler geprüft. Falls das Ausschreibungsverfahren mehrere Lose umfasst, werden die finanziellen Angebote losweise verglichen. Bei der finanziellen Bewertung wird das beste finanzielle Angebot für jedes Los ermittelt, wobei angebotene Preisabschläge gebührend berücksichtigt werden.
Bei der Prüfung der Angebote bestimmt der Bewertungsausschuss den endgültigen Angebotspreis, nachdem der Preis auf der Grundlage von Punkt 23 berichtigt wurde.
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BERICHTIGUNG VON FEHLERN
23.1. Der Bewertungsausschuss berichtigt eventuelle Fehler im finanziellen Angebot wie folgt:
· Stimmen die in Zahlen angegebenen mit den in Worten angegebenen Beträgen nicht überein, so gilt der in Worten angegebene Betrag.
· Mit Ausnahme von Aufträgen mit Pauschalpreis gilt bei einer Diskrepanz zwischen einem Einheitspreis und dem aus der Multiplikation des Einheitspreises mit der Menge entstandenen Gesamtbetrag der angegebene Einheitspreis.
23.2. Bei Fehlern berichtigt der Bewertungsausschuss den im Angebot angegebenen Betrag, und der berichtigte Betrag ist für den Bieter bindend. Erkennt der Bieter die Berichtigung nicht an, wird sein Angebot abgelehnt und die Bietungsgarantie ist verwirkt.
ZUSCHLAGSERTEILUNG
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ZUSCHLAGSKRITERIEN
Gelten in allen Fällen mit Ausnahme der Fälle, für die eine Ausnahmeregelung zugunsten anderer Zuschlagskriterien gewährt wurde:
Das einzige Zuschlagskriterium ist der Preis. Den Zuschlag erhält das die Anforderungen erfüllende niedrigste Angebot.
[Nur EEF: Zur Förderung einer möglichst breiten Beteiligung der AKP-Staaten ist eine bestimmte Vorzugsbehandlung vorzusehen, um eine optimale Nutzung der natürlichen und der Humanressourcen dieser Staaten zu ermöglichen. Siehe dazu den Abschnitt 2.4.11 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen.]
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BENACHRICHTIGUNG ÜBER DIE ZUSCHLAGSERTEILUNG, KLARSTELLUNGEN
Vor Ablauf der Bindefrist der Angebote benachrichtigt der öffentliche Auftraggeber den erfolgreichen Bieter schriftlich darüber, dass sein Angebot den Zuschlag erhalten hat, und weist ihn gegebenenfalls auf Rechenfehler hin, die während des Bewertungsprozesses berichtigt wurden. Mit dieser Benachrichtigung kann eine Aufforderung zur Klarstellung bestimmter vertraglicher Fragen einhergehen, die während des Bewertungsprozesses entstanden sind und die der Bieter beantworten muss. Diese Klarstellungen beschränken sich auf Aspekte, die nicht von direkter Bedeutung für die Auswahl des erfolgreichen Bieters waren. Die Ergebnisse dieser Klarstellungen werden in einer Klarstellungsvereinbarung festgehalten, die von beiden Parteien unterzeichnet und in den Vertrag aufgenommen wird.
Für Angebote unter 5 000 000 EUR ist der unten beschriebene urkundliche Nachweis optional, siehe Abschnitt 2.3.3 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen:
[Vom erfolgreichen Bieter vorzulegender urkundlicher Nachweis:
Bevor der öffentliche Auftraggeber den Vertrag mit dem erfolgreichen Bieter unterzeichnet, muss dieser den urkundlichen Nachweis oder die erforderlichen Erklärungen gemäß den Rechtsvorschriften des Staates vorlegen, in dem das Unternehmen (bzw. die einzelnen Unternehmen im Fall eines Konsortiums) seinen Geschäftssitz hat, um nachzuweisen, dass das Unternehmen sich in keiner der zum Ausschluss führenden Situationen befindet, die in Abschnitt 2.3.3 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen aufgeführt sind. Dieser Nachweis bzw. die Dokumente oder Erklärungen müssen ein Datum tragen, das nicht länger als ein Jahr vor dem Datum der Angebotsabgabe liegt. Darüber hinaus ist eine Erklärung vorzulegen, die bestätigt, dass die in diesen Dokumenten beschriebene Situation sich seit diesem Zeitpunkt nicht verändert hat. Die obengenannten Dokumente müssen für den Bieter, für jedes Mitglied eines Jointventures/Konsortiums, für alle Unterauftragnehmer, die mehr als 10 % der Leistungen erbringen, und für jeden Lieferanten, der mehr als 10 % der Leistungen erbringt, vorgelegt werden. Für jeden anderen Unterauftragnehmer oder Lieferanten ist vom Auftragnehmer eine Erklärung des vorgesehenen Unterauftragnehmers oder Lieferanten vorzulegen, dass er sich nicht in einer Situation befindet, in der die Ausschlussgründe auf ihn zutreffen. Im Falle von Zweifeln an dieser ehrenwörtlichen Erklärung verlangt der öffentliche Auftraggeber einen urkundlichen Nachweis dafür, dass der Unterauftragnehmer oder der Lieferant sich in keiner Situation befindet, die zum Ausschluss führt.]
[Bei Aufträgen, deren Wert unter 5 000 000 EUR liegt, kann der öffentliche Auftraggeber auf der Grundlage einer entsprechenden Risikoanalyse von einem Nachweis für die Auswahlkriterien absehen; dann dürfen aber keine Vorfinanzierungen vorgenommen werden, solange keine Sicherheit in gleicher Höhe geleistet wird, siehe Abschnitte 2.4.11.1.3 und 2.4.11.1.4 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen.
Des Weiteren werden Nachweise der finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit gemäß den in Punkt 12.2 oben angegebenen Auswahlkriterien verlangt, falls dem Angebot keine ausreichenden Dokumente beigefügt wurden.
Legt der erfolgreiche Bieter diesen urkundlichen Nachweis oder diese Erklärung nicht innerhalb von 15 Kalendertagen nach der Benachrichtigung über die Zuschlagserteilung vor, oder stellt sich heraus, dass der erfolgreiche Bieter falsche Informationen vorgelegt hat, so gilt der Zuschlag als null und nichtig. In diesem Fall kann der öffentliche Auftraggeber dem Bieter mit dem nächstniedrigeren Angebot den Zuschlag erteilen oder das Ausschreibungsverfahren aufheben.]
Nachdem der erfolgreiche Bieter den Vertrag unterzeichnet und die Erfüllungsgarantie vorgelegt hat (gemäß Punkt 26), benachrichtigt der öffentliche Auftraggeber die anderen Bieter unverzüglich darüber, dass sie nicht erfolgreich waren, und gibt ihre Bietungsgarantien frei.
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UNTERZEICHNUNG DES VERTRAGS UND ERFÜLLUNGSGARANTIE
26.1. Innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt des Vertrags, der bereits vom öffentlichen Auftraggeber unterzeichnet ist, unterzeichnet und datiert der erfolgreiche Bieter den Vertrag und sendet ihn zusammen mit der gegebenenfalls erforderlichen Erfüllungsgarantie (Leistungsgarantie) dem Auftraggeber zurück. Mit der Unterzeichnung des Vertrags wird der erfolgreiche Bieter zum Auftragnehmer, und der Vertrag tritt in Kraft.
26.2. Wenn der erfolgreiche Bieter den Vertrag und eine gegebenenfalls erforderliche finanzielle Sicherheit nicht innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt der Benachrichtigung unterzeichnet und zurücksendet, kann der öffentliche Auftraggeber die Annahme des Angebots als annulliert betrachten unbeschadet seines Rechts zur Einziehung der finanziellen Sicherheit, zur Forderung einer Entschädigung oder zur Verfolgung eines anderen im Hinblick auf dieses Versäumnis geltenden Rechtsmittels, und der erfolgreiche Bieter hat keinerlei Rechtsanspruch gegenüber dem öffentlichen Auftraggeber.
26.3. Die in den Allgemeinen Bedingungen genannte Erfüllungsgarantie (Leistungsgarantie) wird auf < den in der Bekanntmachung angeführten Prozentsatz zwischen 5 % und 10 % angeben > des Auftragswerts festgesetzt und ist in der im Anhang der Ausschreibungsunterlagen angegebenen Form vorzulegen. Die Erfüllungsgarantie wird gemäß den Bestimmungen der Besonderen Bedingungen freigegeben.
[Für Beträge bis maximal 345 000 EUR können die zuständigen Dienststellen der Kommission anhand objektiver Kriterien wie Auftragsart und ‑wert beschließen, keine derartige Garantie zu verlangen.]
27
AUFHEBUNG DES AUSSCHREIBUNGSVERFAHRENS
Im Falle einer Aufhebung des Ausschreibungsverfahrens werden die Bieter vom öffentlichen Auftraggeber über die Aufhebung benachrichtigt. Wird das Ausschreibungsverfahren vor der Sitzung zur Angebotseröffnung aufgehoben, werden die ungeöffneten und versiegelten Umschläge den Bietern zurückgesandt.
Das Ausschreibungsverfahren kann aufgehoben werden, wenn:
(a) die Ausschreibung ergebnislos geblieben ist, d. h., wenn kein Angebot in qualitativer und preislicher Hinsicht überzeugen konnte oder wenn keine Angebote eingegangen sind;
(b) die wirtschaftlichen oder technischen Parameter des Projekts grundlegend geändert worden sind;
(c) außergewöhnliche Umstände oder höhere Gewalt die normale Durchführung des Projekts unmöglich machen;
(d) alle in technischer Hinsicht zulässigen Angebote die zur Verfügung stehenden Finanzmittel überschreiten;
(e) in dem Verfahren Unregelmäßigkeiten aufgetreten sind, vor allem, wenn sie einen normalen Wettbewerb unmöglich gemacht haben.
Der öffentliche Auftraggeber haftet nicht für Schäden, einschließlich des entgangenen Gewinns, die im Zusammenhang mit der Aufhebung eines Ausschreibungsverfahrens entstehen, selbst wenn der öffentliche Auftraggeber auf mögliche Schäden hingewiesen worden ist. Mit der Veröffentlichung einer Bekanntmachung verpflichtet sich der öffentliche Auftraggeber nicht zur Durchführung des angekündigten Programms oder Projekts.
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BERUFSETHISCHE REGELN
28.1. Jeder Versuch eines Bewerbers oder Bieters, sich vertrauliche Informationen zu verschaffen, unzulässige Absprachen mit Konkurrenten zu treffen oder den Bewertungsausschuss oder den öffentlichen Auftraggeber bei der Prüfung, der Klärung, der Bewertung oder dem Vergleich der Angebote zu beeinflussen, führt zur Ablehnung seiner Bewerbung bzw. seines Angebots und kann Verwaltungssanktionen zur Folge haben.
28.2. Ohne vorherige schriftliche Zustimmung des öffentlichen Auftraggebers sind der Auftragnehmer und seine Mitarbeiter sowie die mit ihm verbundenen Unternehmen nicht berechtigt, für das Projekt weitere Dienstleistungen zu erbringen, Arbeiten auszuführen oder Ausrüstung zu liefern, auch nicht als Hilfsleistungen oder weitervergebene Leistungen. Dieses Verbot gilt auch für andere Programme oder Projekte, bei denen der Auftragnehmer wegen der Art des Auftrags in einen Interessenkonflikt geraten könnte.
28.3. Bei der Einreichung seiner Bewerbung oder seines Angebots hat der Bewerber bzw. der Bieter zu erklären, dass kein Interessenkonflikt besteht und dass er in keiner besonderen Verbindung zu anderen Bewerbern bzw. Bietern oder anderen Projektbeteiligten steht. Tritt dieser Fall während der Ausführung des Auftrags ein, so ist der Auftragnehmer verpflichtet, unverzüglich den öffentlichen Auftraggeber zu unterrichten.
28.4. Der Auftragnehmer hat stets unparteiisch und als loyaler Berater in Einklang mit dem Verhaltenskodex seines Berufsstandes zu handeln. Er gibt ohne vorherige Zustimmung des öffentlichen Auftraggebers keine öffentlichen Erklärungen zu dem Projekt oder den Dienstleistungen ab. Ohne vorherige schriftliche Zustimmung geht er für den öffentlichen Auftraggeber keine Verbindlichkeiten ein.
28.5. Während der Laufzeit des Auftrags achten der Auftragnehmer und seine Mitarbeiter die Menschenrechte und verpflichten sich, die politischen, kulturellen und religiösen Gepflogenheiten des Empfängerstaates nicht zu verletzen.
28.6. Der Auftragnehmer darf für die Ausführung des Auftrags nur die vertraglich festgesetzte Vergütung entgegennehmen. Der Auftragnehmer und seine Mitarbeiter dürfen keine Tätigkeit ausüben und keine Vorteile annehmen, die mit ihren Pflichten gegenüber dem öffentlichen Auftraggeber in Widerspruch stehen.
28.7. Der Auftragnehmer und seine Mitarbeiter wahren während der gesamten Laufzeit des Auftrags und nach dessen Erfüllung das Berufsgeheimnis. Alle Berichte und Unterlagen, die der Auftragnehmer ausarbeitet oder erhält, sind vertraulich.
28.8. Die Verwendung der während der Ausführung des Auftrags ausgearbeiteten, erhaltenen und vorgelegten Berichte und Unterlagen durch die Parteien ist im Vertrag zu regeln.
28.9. Der Auftragnehmer unterhält keine Beziehungen, die seine Unabhängigkeit oder die seiner Mitarbeiter gefährden könnten. Verliert der Auftragnehmer seine Unabhängigkeit, so kann der öffentliche Auftraggeber wegen des ihm entstandenen Schadens den Vertrag fristlos und ohne Schadensersatzpflicht gegenüber dem Auftragnehmer kündigen.
28.10. Die Europäische Kommission behält sich das Recht vor, die Finanzierung des Projekts auszusetzen oder einzustellen, falls in irgendeiner Phase des Vergabeverfahrens korrupte Praktiken gleich welcher Art festgestellt werden und der öffentliche Auftraggeber nicht alle geeigneten Maßnahmen ergreift, um Abhilfe zu schaffen. Für die Zwecke dieser Bestimmung ist „korrupte Praktik“ jedes Anerbieten, einem anderen Schmiergeld, ein Geschenk, eine Sondervergütung oder eine Provision als Anreiz oder Belohnung dafür zukommen zu lassen, dass dieser eine Handlung vornimmt oder unterlässt, die mit der Vergabe des Auftrags oder der Erfüllung des mit dem Auftraggeber geschlossenen Vertrages in Zusammenhang steht.
28.11. Angebote werden abgelehnt bzw. Verträge gekündigt, wenn sich herausstellt, dass die Vergabe eines Auftrags oder seine Durchführung Anlass für außerordentliche Geschäftsausgaben war. Zu diesen außerordentlichen Geschäftsausgaben gehören Provisionen, die im Hauptvertrag nicht erwähnt sind oder die sich nicht aus einem vorschriftsmäßig geschlossenen Vertrag mit Bezug auf den Hauptvertrag ergeben, Provisionen, die nicht die Vergütung für eine tatsächlich erbrachte, rechtmäßige Leistung sind, Provisionen, die in ein Steuerparadies überwiesen werden, sowie Provisionen, die an einen nicht eindeutig bezeichneten Empfänger oder an eine Gesellschaft gezahlt werden, die alle Merkmale einer Scheingesellschaft aufweist.
28.12. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, der Europäischen Kommission auf Verlangen sämtliche Belege für die Umstände der Auftragsausführung vorzulegen. Die Europäische Kommission kann Unterlagen prüfen und an Ort und Stelle Kontrollen vornehmen, um Beweise für vermutete außerordentliche Geschäftsausgaben zu sammeln, sofern sie dies als notwendig erachtet.
28.13. Wird der Auftragnehmer außerordentlicher Geschäftsausgaben im Zusammenhang mit den von der Europäischen Union finanzierten Projekten überführt, so wird je nach Schwere des Falles der Vertrag gekündigt oder der Auftragnehmer für die Zukunft von der EU-Finanzierung ausgeschlossen.
28.14 Der öffentliche Auftraggeber behält sich das Recht vor, das Verfahren auszusetzen oder aufzuheben, wenn sich herausstellt, dass bei diesem Vergabeverfahren gravierende Fehler, Unregelmäßigkeiten oder Betrug aufgetreten sind. Werden diese gravierenden Fehler, Unregelmäßigkeiten oder der Betrug nach der Zuschlagserteilung entdeckt, kann der öffentliche Auftraggeber beschließen, den Vertrag nicht abzuschließen.
29
RECHTSBEHELFSVERFAHREN
Fühlt sich ein Bieter durch einen Fehler oder eine Unregelmäßigkeit im Vergabeverfahren in seinen Rechten verletzt, so kann er sich direkt an den öffentlichen Auftraggeber wenden. Siehe dazu Abschnitt 2.4.15 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen.
Nur bei zentral durchgeführten Verfahren einzufügen:
[30
DATENSCHUTZ
Alle personenbezogenen Daten (wie z. B. Name, Anschrift, Lebenslauf usw.) werden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr bearbeitet. Die Beantwortung der Fragen in der Aufforderung zur Angebotsabgabe ist notwendig, um die einzelnen Angebote beurteilen zu können, die Antworten werden jedoch einzig und allein zu diesem Zweck von der Abteilung verarbeitet, die für das betreffende Programm zuständig ist. Auf Anfrage werden Ihnen Ihre personenbezogenen Daten zugeschickt, so dass Sie sie berichtigen oder ergänzen können. Fragen in Zusammenhang mit diesen Daten sind an die Kommissionsabteilung zu richten, an die das Angebot einzureichen ist. Die Bieter können jederzeit gegen die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten Beschwerde beim europäischen Datenschutzbeauftragten einlegen (Europäisches Amtsblatt L 8 vom 12.1.2001).]
� 	Schließt das Angebot Unteraufträge ein, wird empfohlen, in die vertraglichen Vereinbarungen zwischen Bieter und Unterauftragnehmer(n) die Vermittlung oder Schlichtung als Mittel zur Beilegung von Streitigkeiten entsprechend den national und international üblichen Verfahren aufzunehmen.


� Die Währung des Angebots ist die Auftragswährung und die Zahlungswährung.
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